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IVa ZB 3/82 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Herrn Thomas traße A  T(

Beklagten und Beschwerdeführers,

Prozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt 
der Berufungsinstanz:

g e g e n

Herrn Helmut NJ 9

Kläger und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigter 
der Berufungsinstanz:
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Rich­
ter Rottmüller, Dehner, Rassow und Dr. Zopfs am 12. Mai
1982

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen 
den Beschluß des 4. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Braunschweig vom 2. Februar 1982 
wird auf seine Kosten als unzulässig verwor­
fen.

G r ü n d e  :

I.

Der Beklagte hat mit einem am 20. November 1981 
eingegangenen Schriftsatz Berufung gegen das erstinstanz­
liche Urteil eingelegt. Am 28. Dezember 1981 hat der Ge­
schäftsstellenbeamte des Berufungsgerichts dem Prozeßbe­
vollmächtigten des Beklagten mitgeteilt, daß noch keine 
Berufungsbegründung vorliege. Daraufhin ist am 11. Ja­
nuar 1982 die Berufungsbegründung eingereicht und gleich­
zeitig um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nachge­
sucht worden.

Durch Beschluß vom 18. Januar 1982 hat das Berufungs­
gericht die Wiedereinsetzung versagt und die Berufung als
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unzulässig verworfen. Der Beschluß ist dem zweitinstanz­
lichen Prozeßbevollmächtigten des Beklagten am 28. Ja­
nuar 1982 zugestellt worden. Am 1. Februar 1982 ging beim 
Berufungsgericht ein vom 29. Januar 1982 datierender 
Schriftsatz ein, der mit den Worten beginnt:

"In Sachen B f l H V  ./. NflHHp trage ich zum 
Nichtverschulden des unterzeichnenden Rechts­
anwalt an der Fristversäumung noch folgendes 
vor: ”...

Handschriftlich war über das Rubrum das Wort Gegen­
vorstellung” gesetzt worden. Durch Beschluß vom 2. Februar 
1982 hat das Berufungsgericht die Gegenvorstellung ”als 
unzulässig verworfen”, weil gegen den Beschluß vom 18. 
Januar 1982 das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
stattfinde und daher eine Gegenvorstellung nicht statt­
haft sei. Am 12. Februar 1982 ging beim Oberlandesgericht 
ein Schriftsatz vom 11. Februar 1982 mit folgendem Wort­
laut ein:

”In Sachen ...
lege ich gegen den Beschluß des Oberlandesgerichts 
vom 2.02.1982 sofortige Beschwerde ein.
Soweit im Zusammenhang mit der ”Gegenvorstellung” 
von der Unzulässigkeit einer solchen Gegenvorstel­
lung ausgegangen wird, hätte die Gegenvorstellung 
als sofortige Beschwerde ausgelegt werden müssen.
Ich bitte das Gericht zu prüfen, ob nicht insoweit 
die "Gegenvorstellung” als sofortige Beschwerde zu 
werten ist.”
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ii.

1. Gegen zivilprozessuale Beschlüsse des Oberlan­
desgerichts findet eine Beschwerde nur in den in § 56? 
Abs. 3 Satz 2 genannten Fällen statt. Beschlüsse, durch 
die die Gegenvorstellung gegen einen Beschluß verwor­
fen wird, gegen den die sofortige Beschwerde stattfin­
det, unterliegen weder der sofortigen Beschwerde noch 
einem anderen Rechtsmittel. Die sofortige Beschwerde 
des Beklagten ist daher, soweit sie sich gegen den Be­
schluß vom 2. Februar 1982 richtet, nicht statthaft.

2. Für das Rechtsmittel fehlt es auch an einem 
Rechtsschutzbedürfnis. Der Beschwerdeführer will errei­
chen, daß sein Schriftsatz vom 29. Januar 1982 als so­
fortige Beschwerde gegen den Beschluß vom 18. Januar 
1982 aufgefaßt wird. Hierzu ist Jedoch eine Aufhebung 
des Beschlusses vom 2. Februar 1982 nicht erforderlich. 
Wenn der Schriftsatz vom 29. Januar 1982 tatsächlich als 
sofortige Beschwerde anzusehen wäre, hätte der Bundes­
gerichtshof über sie zu entscheiden; der Umstand, daß 
das Berufungsgericht - mit Recht - eine Aufhebung die­
ses Beschlusses abgelehnt hat, kann ihn daran nicht hin­
dern.

3. Als sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
vom 18. Januar 1982 kann der Schriftsatz vom 11. Februar 
1982 nicht aufgefaßt werden. Die Beschwerde richtet



sich ausdrücklich gegen den Beschluß vom 2. Februar 
1982. Daß dies kein Versehen war, zeigt die Beschwerde­
begründung, in der sich der Anwalt des Beschwerdefüh­
rers ausschließlich mit dem Inhalt des Beschlusses vom 
2. Februar 1982 auseinandersetzt. Selbst wenn man es 
aber für zulässig halten sollte, den Schriftsatz in 
eine sofortige Beschwerde gegen den Beschluß vom 18. 
Januar 1982 umzudeuten, wäre diese unzulässig; denn 
die zweiwöchige Rechtsmittelfrist war bereits am 11. 
Februar 1982 abgelaufen.

4. Der Beklagte hätte die Beschwerdefrist aller­
dings dann gewahrt, wenn der Schriftsatz vom 29. Ja­
nuar 1982 als sofortige Beschwerde aufgefaßt werden 
könnte. Ob das der Fall ist, hat, wie oben unter Zif­
fer 2 ausgeführt, der Senat von Amts wegen zu prüfen. 
Die Frage ist zu verneinen. Für die formgerechte Einle­
gung des Rechtsmittels ist zwar der Gebrauch des Aus­
drucks '’Beschwerde" oder "sofortige Beschwerde" nicht 
unbedingt erforderlich. Im vorliegenden Fall ging aber 
der Wille des Beklagten ersichtlich dahin, daß der Be­
schluß vom 18. Januar 1982 nur vom Oberlandesgericht 
und nicht auch vom Bundesgerichtshof nachgeprüft werde. 
Sein Anwalt hat den Schriftsatz vom 29. Januar 1982 
als "Gegenvorstellung" bezeichnet. Dieses Wort hat im 
Juristischen Sprachgebrauch einen fest umrissenen Sinn: 
Man versteht darunter eine Eingabe, durch die ein Ge­
richt veranlaßt werden soll, eine von ihm erlassene 
Entscheidung abzuändern. Von einem Rechtsanwalt muß an­
genommen werden, daß ihm der begriffliche Gegensatz
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zwischen einer Gegenvorstellung und einem Rechtsmit­
tel bekannt ist. Bezeichnet er einen Schriftsatz aus­
drücklich als ”Gegenvorstellung", so muß daraus entnom 
men werden, daß er die Sache nicht an die höhere In­
stanz bringen will.

Dr. Hoegen Dehner
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